Mindestlohn in Deutschland und Japan by Wank Rolf
　121
Mindestlohn in Deutschland und Japan
Rolf WANK ＊
Ⅰ．Die Aktualität des Themas
Ⅱ．Warum Mindestlohn?
Ⅲ．Volkswirtschaftliche Konsequenzen
Ⅳ．Gesetzgeber oder Tarifvertragsparteien
Ⅴ．Modalitäten 
Ⅵ．Geltungsbereich eines Mindestlohngesetzes
Ⅶ．Tarifkonkurrenz und Tarifdispositivität
Ⅷ．Mindestlohn in Deutschland außerhalb des Mindestlohngesetzes
Ⅸ．Mindestlohn in Japan
Ⅹ．Vergleich
Ⅰ．Die Aktualität des Themas
Das Thema Mindestlohn ist in der letzten Zeit in Deutschland besonders aktuell 
geworden. Einen gesetzlichen Mindestlohn gibt es bereits in 21 der 28 Mitglied-
staaten der EU.1） In Deutschland existiert zwar schon lange ein Mindestlohn in 
den verschiedensten Ausprägungen （s. u. Ⅷ）; aber mit dem „Gesetz zur Regelung 
eines allgemeinen Mindestlohns“ （Mindestlohngesetz – MiLoG） als Art. 1 des „Tarif-
＊ Dr. Rolf Wank ist ein emeritierter Professor an der Ruhr-Universität Bochum.
1）　Zu Dänemark s. Dreesen, NZA Beilage 3/2009, 103; zu den Niederlanden van Peipje, 
NZA-Beilage 3/2009, 97; zu Großbritannien Bosch/Weinkopf, Gesetzliche Mindestlöhne 
auch in Deutschland?, 2006, S. 30 ff.; Übersicht bei www.ambafrance-de.org/mindest-
lohn-DER-SMIC: s. auch Waltermann, Gutachten B zum 68. DJT, 2010, S. 94 f.
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autonomiestärkungsgesetzes“2） geht es seit dem 1.1.2015 erstmals um einen allge-
meinen Mindestlohn, für ganz Deutschland und für alle Berufe.3） Der DGB hatte 
ihn gefordert, ebenso die drei Oppositionsparteien im Deutschen Bundestag,4） 
unter Einschluss der SPD.5） Der Bundesrat hatte vor der Bundestagswahl mit rot-
grüner Mehrheit einen Entwurf verabschiedet.6） Die Regierungsteilnahme an der 
großen Koalition war für die SPD zwingend mit der Einführung eines allgemeinen 
Mindestlohns verbunden, und der Koalitionsvertrag sah einen solchen Mindestlohn 
vor.7） Unabhängig von der verbreiteten politischen Zustimmung bleiben für die 
Wissenschaft einige Fragen.8）
Ⅱ．Warum Mindestlohn?
Warum soll es überhaupt einen Mindestlohn geben? Die Arbeitnehmer sind je-
denfalls dafür, und so hat die Forderung des DGB und der politischen Parteien 
eine breite Zustimmung in der Bevölkerung erfahren. Aus der Sicht eines Arbeit-
nehmers dient die Arbeit zwei Funktionen, der Sicherung der Existenz und der 
Selbstverwirklichung in Verbindung mit sozialer Teilhabe.
2）　Gesetzentwurf BT-Drucks. 18/1558, Beschlussempfehlung BT-Drucks. 18/2010 v. 
2.7.2014; Sachverständigenanhörung in Ausschuss-Drucks. 18（11）148 und 18（11）170 
des Ausschusses für Arbeit und Soziales; G v. 11. 8. 2014 BGBl. I 1355; die Regelungen 
werden von vielen als Zeichen einer Schwächung der Tarifautonomie angesehen, s. z. B. 
Ch. Picker, RdA 2014, 25, 33 f.
3）　Zur früheren Diskussion um Anträge dreier Parteien im Bundestag s. die öffentliche 
Anhörung von Sachverständigen am 6. 2. 2012, Deutscher Bundestag, Ausschuss-
drucksache 17（11）766 neu.
4）　Bündnis 90/Die Grünen BT-Dr. 17/4435; Die Linke BT-Dr. 17/8026; BT-Dr. 17/8148.
5）　SPD: BT-Dr. 17/4665 （neu）.
6）　BR-Dr. 136/123.
7）　Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vom 16.12.2013.
8）　Literaturnachw. bei Lobinger, Gedächtnisschrift für Brugger, 2013, S. 355 Fn. 1.
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Aus der Sicht von Arbeitgebern sieht die Sache anders aus. Da die Vorstellung 
von einem „gerechten Lohn“ irrig ist,9） und zwischen der Arbeitsleistung und der 
Höhe der Entlohnung kein objektiv nachweisbarer Zusammenhang besteht, fehlt 
es an einer „Verantwortungsbeziehung“, die grundsätzlich Voraussetzung für die 
Belastung eines Bürgers mit einer besonderen Verpflichtung ist.10） Gewerkschaf-
ter und Politiker argumentieren häufig, die Arbeit müsse ihren Mann ernähren.11） 
Aber in einer Marktwirtschaft orientieren sich Preise nicht am Bedarf des Anbie-
ters, sondern an der Einschätzung des Nachfragers.12） Soweit auf das Sozialstaats-
prinzip zurückgegriffen wird, ist Adressat der Staat, nicht der Arbeitgeber.13） Der 
gleiche Einwand gilt gegenüber der Berufung auf staatliche Schutzpflichten.14） 
Zwar mag ein Lohn im Vergleich mit anderen ähnlichen Tätigkeiten in sitten-
widriger Weise zu niedrig sein; aber dann handelt es sich um eine im konkreten 
Fall vergleichende Betrachtung und nicht um eine allgemeine Lohnhöhe. In einer 
Marktwirtschaft bilden sich Preise und damit auch Löhne über den Markt. Wenn 
die Nachfrage nach einem Produkt oder einer Dienstleistung nur zu einem nied-
rigeren Preis stattfindet, müssen auch die Löhne am Arbeitsmarkt entsprechend 
9）　Henssler/Sittard, RdA 2007, 159, 161; Wank, Festschrift für Buchner, 2009, S. 898, 
899 ff., 915.
10）　Allgemein BVerfGE 109, 64, 88; zum Mindestlohn Bayreuther, NJW 2007, 2022, 2025; 
Forkel, ZRP 2010, 115; Lobinger （o. Fn. 8）, S. 355, 365 f.
11）　S. die Nachw. bei Ch. Picker, RdA 2014, 25, 28 Fn. 58, 59.
12）　Zu den Regelungszielen eines Mindestlohnes Giesen, Festschrift für Kempen, 2013, 
S. 216, 218 ff.; Jacobs, Festschrift für Walz, 2008, S. 289, 291 f.; Rieble/Klebeck, ZIP 2006, 
829; Wank （o. Fußn. 9）, S. 898.
13）　BVerfGE 125, 175, 222 ff.; Lobinger （o. Fn. 8）, S. 355, 360 ff.;  Ch. Picker, RdA 2014, 
25, 28; Thüsing, Festschrift für Bepler, 2012, S. 549, 551; zur sozialversicherungsrechtli-
chen Absicherung Waltermann, NZA- Beilage 3/2009, 110.
14）　Lobinger （o. Fn. 8）, S. 355, 360 ff.; Ch. Picker, RdA 2014, 25, 29.
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niedrig sein.15） Dieser Zusammenhang wird deutlich dadurch, dass vor Einführung 
des allgemeinen Mindestlohns ein Zehntel der Beschäftigten in Deutschland zu 
einem Tariflohn gearbeitet hat, der unter dem vorgesehenen gesetzlichen Mindest-
lohn liegt.
Andererseits sind aber oft gerade die Arbeitgeber an einem Mindestlohn interes-
siert. Das hängt mit der Kartellfunktion des Tarifvertrages16） und ebenso eines Min-
destlohns zusammen. Wenn ein Unternehmen hohe Löhne zahlt, sieht es sich dem 
Unterbietungswettbewerb anderer Unternehmen ausgesetzt, die mit niedrigen 
Löhnen wettbewerbsfähiger sind.17） Das gilt insbesondere in Dienstleistungsberu-
fen, weil dort die Löhne einen großen Anteil an den Kosten ausmachen. Gerade in 
diesem Bereich ist die Tarifbindung besonders gering, und die Tariflöhne sind be-
sonders niedrig.18） Wird ein Mindestlohn  eingeführt, etwa nach§5 TVG oder nach 
dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz, dann sind die Unternehmen vor dieser Form 
der Konkurrenz geschützt. So verwundert es nicht, dass gerade in Branchen, 
die wegen schlechter Lohnbedingungen in die Schlagzeilen geraten waren, wie 
Fleischhersteller19） und Arbeitnehmerüberlassungsunternehmen, die Arbeitgeber 
für die Einführung von Mindestlöhnen waren. 
Es stellen sich die Fragen, warum man die Lohnhöhe nicht den Tarifvertragspar-
teien überlassen kann und warum sie nicht über den Markt geregelt wird sowie 
weshalb Arbeitgeber mit einem Anspruch auf Mindestlohn belastet werden dür-
15）　Niedrige Löhne als Risikofaktor für Armut finden sich vor allem in folgenden Berei-
chen: Gastgewerbe, Sozialdienste, sonstige Dienstleistungen, Kunst und Unterhaltung; s. 
WSI Verteilungsbericht 2013.
16）　Wiedemann, TVG, 7. Aufl. 2007, Einl. Rn. 34 ff.
17）　Jacobs （o. Fußn. 12）, S. 289, 291 f.; Oetker, Festschrift für Bepler, 2012, S. 467; Ch.  
Picker, RdA 2014, 25, 30.
18）　Ch. Picker, RdA 2014, 25, 27.
19）　Ch. Picker, RdA 2014, 25, 30; Tarifabschluss zum 1.7.2014, danach zum 1.10.2015 8,60 
€.
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fen.
Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz （GG） schützt die Tarifautonomie als System. Der Staat 
hat sich, wie es das Bundesverfassungsgericht formuliert, aus der Regelung der 
Arbeitsbedingungen weit gehend zurückgezogen.20） Da auf Arbeitgeberseite und 
auf Gewerkschaftsseite gleich starke Parteien miteinander verhandeln, wird grund-
sätzlich von einer Richtigkeitsvermutung von Tarifverträgen ausgegangen.21） Um 
ein Gleichgewicht zu wahren, haben Gewerkschaften ein Streikrecht. Unter diesen 
Umständen muss es erstaunen, dass es überhaupt Tarifverträge gibt, deren Lohn-
höhe unter dem gesetzlichen Mindestlohn liegt.
Das liegt daran, dass der Markt nicht für alles die sachgerechte Lösung bietet. 
Eine Ausnahme gilt für „öffentliche Güter“ （Straßen, Schulen usw.）, eine andere für 
Fälle des Marktversagens. Der Mindestlohn soll also – wie das Verbot sittenwidri-
ger Rechtsgeschäfte – einen Schutz vor Ausbeutung bieten.22） Um Marktversagen 
geht es auch, wenn die Gewerkschaften keine höheren Löhne erreichen können, 
weil der Markt keine höheren Preise hergibt, weil die Gewerkschaften zu wenige 
Mitglieder haben oder weil die Branche zu wenige Beschäftigte hat, als dass sich 
starke Gewerkschaften entwickeln könnten. Außer dem Marktversagen kommt 
als Grund für den Eingriff des Staates also auch ein „Tarifversagen“ in Betracht.23） 
Für die Lohnhöhe folgt daraus allerdings: Wenn es den Gewerkschaften nicht ge-
lingt, höhere Löhne zu erzielen, dann ist wohl auch ein kraft Gesetzes verordneter 
allgemeiner Mindestlohn in dieser Branche mit dem Markt schwer verträglich.
Von daher kommt auch in Fällen des Marktversagens nur ein moderater Mindest-
lohn in Betracht. Wenn Ziel eines gesetzlichen Mindestlohns die Existenzsicherung 
20）　BVerfGE 38, 281,305; 44, 322, 341; 103, 293, 304.
21）　Thüsing in Wiedemann, TVG, 7. Aufl. 2007,§1 Rn. 246 ff., 254 ff.
22）　BVerfGE 44, 322, 342; Bayreuther, NJW 2007, 2022, 2024; Rieble in Rieble/Junker/
Giesen, Mindestlohn, 2011, S. 18, 20; Wank （o. Fußn. 9）, S. 898, 901 ff.
23）　Ch. Picker, RdA 2014, 25, 27; Rieble in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 18, 21; Waltermann （o. 
Fn. 1）, S. 78, 91.
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ist, dann gibt es zwei Wege dies zu erreichen, eine Unterstützung durch den 
Staat oder eine Verpflichtung der Arbeitgeber. Im Vergleich zu anderen Ländern 
besteht in Deutschland ein System weit gehender Absicherung von Bürgern, die 
entweder arbeitslos sind oder einen für die Existenzsicherung zu geringen Lohn 
erhalten, nämlich die Grundsicherung nach dem SGB II für diejenigen, die dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen und entweder keine Arbeit haben oder 
zu gering entlohnt werden. Man könnte es bei dieser Arbeitsteilung belassen: 
Der Arbeitgeber zahlt den Lohn, der am Markt erreichbar ist, für die weitere 
Absicherung ist der Staat zuständig. Allerdings führt diese Gestaltung zu Mitnah-
meeffekten und damit zu einer Schwächung des Sozialversicherungssystems:24） 
Angesichts der möglichen staatlichen Aufstockung des Lohns können Arbeitgeber 
von vornherein mit niedrigeren Löhnen rechnen.25）
Obwohl Arbeitgeber als Vertragspartner gerade nicht für die Bedarfsdeckung 
der Arbeitnehmer verantwortlich sind, ist inzwischen die Einstellung verbreitet, 
dass zu den allgemeinen Pflichten eines Arbeitgebers nicht nur die Beachtung des 
Arbeitsschutzes und anderer Grundpflichten gehört, sondern auch eine sozialstaat-
liche Komponente. Von daher gibt es zwar keine Tarifzensur, aufgrund deren Ar-
beitgebern die jeweilige Lohnhöhe vorgeschrieben wird, wohl aber einen Mindest-
lohn, dessen Unterschreitung als sittenwidrig angesehen wird. In der politischen 
Diskussion wird ein Mindestlohn als Erfordernis der Menschenwürde propagiert.26）
Bei diesem Ansatz darf man allerdings einige Rechtstatsachen nicht unberück-
sichtigt lassen. Wenn es um die Existenzsicherung geht, dürfte Grundlage der 
Betrachtung nicht das einzelne Arbeitseinkommen sein, sondern müsste, wie das 
ja auch bei der Grundsicherung nach dem Sozialgesetzbuch II （SGB II） geschieht, 
24）　Caspers in Rieble u.a. （o. Fn.22）, S. 148, 156 f.; Ch. Picker, RdA 2014, 25, 29; 
 Waltermann （o. Fn. 1）, S.  88 ff.
25）　Rieble in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 18, 21 f.; Waltermann （o. Fn. 1）, S. 5.
26）　Dazu Lobinger （o. Fn. 8）, S. 355 ff.
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das Familieneinkommen sein.27） Dann zeigt sich, dass es in vielen Fällen, in denen 
der Lohn als zu niedrig angesehen wird, gar nicht um die hauptberufliche Tätig-
keit geht, sondern um einen Nebenberuf oder um eine atypische Beschäftigung28） 
des einen Ehepartners, die zur Verbesserung des Einkommens beitragen soll, 
aber zusammen mit dem hauptberuflichen Einkommen des anderen Ehepartners 
zur Existenzsicherung ausreicht. Damit reduziert sich gegenüber der öffentlichen 
Diskussion die Zahl derjenigen, die zur Existenzsicherung auf einen höheren Lohn 
angewiesen sind.
Umgekehrt führt der Ansatz des Mindestlohngesetzes dazu, dass der Mindestlohn 
nur für die Existenzsicherung vollzeitbeschäftigter kinderloser Alleinstehender 
ausreicht.29）
Im Übrigen steht der Ansatz beim Bedarf des Arbeitnehmers quer zur allgemei-
nen Lohnfindung am Arbeitsmarkt. Würde man darauf Rücksicht nehmen, müsste 
der Lohn mit der Kinderzahl steigen; ältere Arbeitnehmer müssten einen gerin-
geren Lohn erhalten als Arbeitnehmer mittleren Alters: das Haus ist abbezahlt, 
größere Anschaffungen sind nicht mehr nötig, die Kinder versorgen sich selbst. 
Ein Mindestlohn wird vielfach auch unter Berufung auf die Entwicklung im 
Niedriglohnsektor gefordert. Definiert man Niedriglohn als den Bruttoarbeitslohn 
eines Vollzeitbeschäftigten, der unterhalb von zwei Dritteln des nationalen Meri-
dian-Mittellohnes aller Vollzeitbeschäftigten liegt,30） dann betrug er im Jahre 2010 
in Westdeutschland ca. 9,50 € und in Ostdeutschland ca. 7 €.31） Gerade aber dieser 
Niedriglohn machte es möglich, dass zusätzliche Arbeitskräfte auf den Arbeits-
27）　Zutr. Waltermann （o. Fn. 1）, S. 73 ff.; s. jedoch Lobinger （o. Fn. 8）, S. 355, 378.
28）　Zur atypischen Beschäftigung s. Waltermann （o. Fußn. 1）, S. 23 ff.; Wank, Non-regular 
Employment in Germany and in Japan, CALE Discussion Paper No. 10, Nagoya 2014.
29）　Däubler, NJW 2014,1924, 1928; Hanau, Festschrift für Kempen, 2013, S. 235, 247; 
„Mindestlohn hilft Aufstockern nur begrenzt“, Information in AuR 2014, 13.
30）　Kalina/Weinkopf, Niedriglohnbeschäftigung, 2008, S. 2.
31）　Kalina/Weinkopf, Niedriglohnbeschäftigung, 2010, S. 3.
128
markt kamen, normale Beschäftigung wurde also nicht verdrängt.32） Im Übrigen 
ist durch einen Mindestlohn nur jeder 20. nicht mehr auf staatliche Leistungen 
angewiesen.33） Das liegt daran, dass 4/5 der Hartz-IV–Bezieher Teilzeitbeschäftigte 
sind und daher ein zu niedriges Einkommen beziehen.34）
Ⅲ．Volkswirtschaftliche Konsequenzen
Auch wenn das von Politikern und Gewerkschaften weit gehend ausgeblendet 
wird, stellt sich die Frage nach den volkswirtschaftlichen Konsequenzen der Ein-
führung eines Mindestlohns.35） Die Diskussion unter den Ökonomen ist kontrovers, 
jedoch scheint Folgendes gesichert:36） Ist der staatliche Mindestlohn zu niedrig, hat 
er allein eine Alibifunktion, er ändert an der Realität nichts. In den USA beispiels-
weise beträgt der derzeitige allgemeine Mindestlohn 7,25 Dollar pro Stunde, der 
durchschnittliche Stundenlohn beträgt 24,17 Dollar. Angesichts einer sehr starken 
Lohnspreizung soll sich aber eine vorgesehene Erhöhung des Mindestlohns auf 10 
Dollar auf 21 Millionen Beschäftigte beziehen.37）
32）　Ch. Picker, RdA 2014, 25,  26; positive Einschätzung des Niedriglohnsektors bei 
Schäfer/Schmidt, Der Niedriglohnsektor in Deutschland, 2012.  
33）　Frankfurter Rundschau （FR）v. 12.4.2014, gestützt auf einen Bericht des IAB.
34）　S. auch Waltermann （o. Fußn. 1） S. 73 f., 85 f.
35）　Zu den gesamtwirtschaftlichen Effekten Bosch/Weinkopf, Zur Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns von 8,50 € in Deutschland, Hans-Böckler-Stiftung, 2014; 
Gemeinschaftsgutachten der fünf führenden Wirtschaftsforschungsinstitute, 2014, S. 
34 ff.; Friedrich-Ebert-Stiftung, WISO-Diskurs Mai 2011, Fiskalische Effekte eines ge-
setzlichen Mindestlohns; Plickert, FAZ v. 21.10.2013 Nr. 244 S. 18; Rhein, NZA-Beilage 
3/2009, 91; Siedenbiedel, Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung （FAS） v. 3.11.2013 
Nr. 44 S. 26; Waltermann （o. Fußn. 1）, S. 92.
36）　Schäfer in Bieback/Dietrich/Hanau/Kocher/Schäfer, Tarifgestützte Mindestlöhne, 
2007, S. 9 ff.; Rieble, NZA 2007, 1, 3; Wank （o. Fußn. 9）, S. 898, 903 f.
37）　Frankfurter Allgemeine Zeitung （FAZ） v. 29.1.2014 Nr. 24 S. 9.
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Ist der Mindestlohn dagegen zu hoch, scheiden Unternehmen vom Markt aus oder 
Arbeitnehmer werden entlassen, auch als Folge von Standortverlagerungen ins 
Ausland oder von Rationalisierung.38） Verfassungsrechtlich wäre der Eingriff in die 
Vertragsfreiheit mangels Eignung verfassungswidrig.39） Dem kann man nicht mit 
dem Argument entgegnen, lieber gar keine Arbeit als zu niedrig entlohnte Arbeit, 
solange der Lohn nicht sittenwidrig niedrig ist. Ein zu hoher Mindestlohn kann 
auch zur Ausweitung von Schwarzarbeit führen. Der aktuell vorgesehene Min-
destlohn von 8,50 € ab 2015 scheint insofern richtig zu liegen, als er für ein Zehntel 
der Arbeitnehmer zu einer Lohnerhöhung führt und insgesamt dem vorhandenen 
untersten Lohn ziemlich entspricht.
Im Übrigen kann ein gesetzlicher Mindestlohn die Konträrfolge40） haben, dass eine 
Gewerkschaftsmitgliedschaft unattraktiver wird und dass Arbeitgeber sich darauf 
berufen, sie brauchten nur den niedrigen Mindestlohn zu zahlen.41） 
Ⅳ．Gesetzgeber oder Tarifvertragsparteien
Wenn der Staat vorhandene Regelungen oder Vorschläge übernimmt, können dies 
38）　Zu Beschäftigungsverlusten Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung （DIW）, 
Gesetzlicher Mindestlohn - kein politisches Allheilmittel, 2013; Thüsing, ZfA 2008, 
590, 605 ff.; Buchner, NZA 2000, 905, 911; Rieble in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 18, 36; für 
Frankreich Seifert in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 76, 98.
39）　Zur Verfassungsmäßigkeit von Mindestlöhnen Barczak, RdA 2014, 290; Caspers, 
in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 148, 152 ff., 157 ff.; Lakies, AuR 2013, 69; Ch. Picker, RdA 
2014, 25, 31; Preis/D. Ulber, Die Verfassungsmäßigkeit des allgemeinen gesetzli-
chen Mindestlohns, 2014, Rechtsgutachten, www.boeckler.de/pdf/gf_gutachten_
preis_2014_04.pdf; Vielmeier, Tarifzensur, 2013, S. 194 ff.; Waltermann （o. Fn. 1）, S. 83, 
87, 96 ff.
40）　Allgemein Wank, Das Recht auf Arbeit, 1980, S. 82 ff.
41）　Rieble in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 18, 23 f.; deshalb waren die Gewerkschaften früher 
auch gegen einen Mindestlohn, FAS v. 23.3.2014 Nr. 12 S. 20.
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bestehende Tarifverträge sein （so in Deutschland im Falle des§5 Tarifvertragsgesetz 
（TVG） sowie nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz （AEntG） und nach dem Arbeitnehmer- 
überlassungsgesetz （AÜG））, oder Vorschläge, die von Kommissionen gemacht wer-
den, wie im inzwischen aufgehobenen Mindestarbeitsbedingungsgesetz oder jetzt 
im Mindestlohngesetz. 
Um eine Tarifnormerstreckung handelt es sich im Falle des§5 TVG, und zwar 
bezogen auf den gesamten Lohnbereich.42） Eine Tarifnormerstreckung findet auch 
nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz statt, doch bezieht sie sich anders als nach
§5 TVG nicht auf den gesamten Tarifvertrag. Bei der Regelung durch Rechtsver-
ordnung meint allerdings das BAG, die Regelung gelte nicht kraft Tarifvertrages, 
sondern kraft staatlichen Rechts.43） Tatsächlich ging es aber nur darum, unter 
Zurückdrängung der Bedeutung des Tarifausschusses zum gleichen Ergebnis zu 
gelangen.44） Bei der Spezialregelung für die Pflegebranche nach§§3, 7 AEntG geht 
es dagegen nicht um eine Tariflohnerstreckung. Der klare Wortlaut des§3a AÜG 
verhindert ebenfalls ein Verständnis als Tarifnormerstreckung. 45） 
Nach dem Mindestlohngesetz wird der erstmalige Mindestlohn durch den Gesetz-
geber festgesetzt（§1 MiLoG, 8, 50 € je Zeitstunde）. Für alle weiteren Erhöhungen 
ist ein Votum einer ständigen „Mindestlohnkommission“ Voraussetzung （§§4 ─
10 MiLoG）.46） Die vorgeschlagene Lohnerhöhung kann von der Bundesregierung 
– ohne Abänderung47）– durch Rechtsverordnung für alle Arbeitsverhältnisse für 
verbindlich erklärt werden. Die Mindestlohnkommission besteht aus einem Vor-
sitzenden, sechs weiteren stimmberechtigten Mitgliedern und zwei Mitgliedern 
42）　Sittard, Tarifnormerstreckung, 2010, S. 1 ff.
43）　BAG, NZA 2011, 1105; ebenso Thüsing/Bayreuther, AEntG, 2010,§8 Rn. 19.
44）　So zutreffend Sittard, RdA 2013, 301.
45）　Sittard, RdA 2013, 301.
46）　Hierzu Spielberger/Schilling, NZA 2014, 414, 417 f.
47）　Dazu Barczak, RdA 2014, 290, 292.
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aus Kreisen der Wissenschaft ohne Stimmrecht48） （§4 MiLoG）. Die sechs ständigen 
Kommissionsmitglieder setzen sich aus je drei Vertretern der Spitzenverbände der 
Arbeitgeber und der Gewerkschaften zusammen,§5 MiLoG.
Von Bedeutung ist auch, ob dann, wenn der Entscheidung des Staates ein Kom-
missionsvorschlag vorangeht, dieser Kommission Vorgaben für die Festsetzung des 
Mindestlohns gemacht werden. Dazu heißt es in§9 MiLoG: „Die Mindestlohnkom-
mission prüft im Rahmen einer Gesamtabwägung, welche Höhe des Mindestlohns 
geeignet ist, zu einem angemessenen Mindestschutz der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer beizutragen,49） faire und funktionierende Wettbewerbsbedingungen 
zu ermöglichen50） sowie Beschäftigung nicht zu gefährden.“51）
Für Erhöhungen in den Folgejahren wäre es wichtig, dass, wie in Großbritannien, 
die Voraussetzungen im Einzelnen umfassend geprüft werden; BDA und DGB 
wollen dies jedoch vermeiden und sich allein an dem Tariflohnindex orientieren.52） 
In der Schlussphase der Gesetzesberatung wurde in§9 Abs. 4 MiLoG eine Pflicht 
zur Evaluation eingefügt, und nach§10 Abs. 3 muss die Kommission eine Reihe 
von Verbänden anhören.
Unterschiedlich sind in den verschiedenen Mindestlohngesetzen der einzelnen Län-
der die gesetzlichen Regelungen im Hinblick darauf, ob der Gesetzgeber an den 
Kommissionsvorschlag gebunden sein soll. Nach§11 MiLoG kann die Bundesregie-
rung den Vorschlag übernehmen.
48）　Zu Unrecht anders als in der britischen Low pay Commission.
49）　Die Formulierung ist ungenau: Es geht um den Bedarf für die Existenzsicherung 
und nicht um einen allgemeinen Schutz, und um die Gewährung und nicht um einen 
Beitrag.
50）　S. o. II zur Kartellfunktion.
51）　Gefahren für die Beschäftigung werden von den Gewerkschaften und von vielen 
Politikern geleugnet; s. z. B. Hirschel （verdi）, FAZ v. 13.6.2014 Nr. 135 S. 20; dazu o. 
Fußn. 35, 38.
52）　Kölner Stadtanzeiger v. 4.6.2014, S. 4.
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Unterschiedlich ist schließlich der Umfang der Bindung des Mindestlohns.53） Die 
schwächste Form besteht darin, nur den untersten Stundenlohn festzusetzen, 
so nach dem Mindestlohngesetz. Eine mittlere Linie nimmt das Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes ein, bei dem die Bindung nicht nur an den Lohn, sondern auch 
an die in§5 AEntG genannten Arbeitsbedingungen besteht. Am weitesten geht 
die Bindung nach§5 TVG, die sich auf den gesamten Tarifvertrag bezieht. Allge-
meiner ist die Aussage in§9 Abs. 2 Satz 2 MiLoG, wonach sich die Kommission 
„nachlaufend an der Tarifentwicklung“ orientieren soll.
Ⅴ．Modalitäten
Hat man sich einmal generell für einen Mindestlohn entschieden und orientiert 
man sich an der oben genannten Spannweite eines geeigneten Mindestlohns, dann 
bestehen eine Reihe weiterer Fragen betreffend die Regelung des Gesetzes im ein-
zelnen.
Es ist ein allgemeines sprachliches Phänomen, dass verschiedene Bezeichnungen 
dazu führen können, dass die so bezeichneten Gegenstände jeweils als etwas ganz 
Verschiedenes angesehen werden, obwohl sie viel Gemeinsames haben. Angesichts 
der Rechtszersplitterung spricht man in Deutschland von „Allgemeinverbindlich-
erklärung“, „Mindestlohn“ nach Arbeitnehmerentsendegesetz, Mindestlohngesetz 
und Arbeitnehmerüberlassungsgesetz  und zusätzlich vom „allgemeinen Mindest-
lohn“. Tatsächlich geht es in manchen Fällen um eine Tariflohnerstreckung. Auch 
wo das nicht der Fall ist, ist jedenfalls der Mechanismus ähnlich, so dass alle diese 
Regelungen in einem Zusammenhang gesehen werden müssen.
53）　Dazu Stiebert/Pötters, RdA 2013, 101.
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Ⅵ．Geltungsbereich eines Mindestlohngesetzes
　1. Örtlicher Geltungsbereich
§1 MiLoG sieht einen einheitlichen Mindestlohn von 8,50 Euro für ganz Deutsch-
land vor. Im Hinblick auf die eingangs genannten Kriterien, dass ein Mindest-
lohn sich nicht zu weit vom geltenden untersten Lohn entfernen darf, um nicht 
kontraproduktiv zu wirken, ist dies bedenklich.54） Auch vierzehn Jahre nach der 
Wiedervereinigung ist die Produktivität in den „neuen Bundesländern“, also im 
Osten Deutschlands, geringer als im Westen. Dementsprechend werden durchweg 
niedrigere Löhne gezahlt.55） So beträgt der durchschnittliche Bruttolohn in Baden-
Württemberg 23,20 €, in Mecklenburg-Vorpommern 15,63 €.56） Die Tarifbindung, 
also die Mitgliedschaft insbes. in Arbeitgeberverbänden, ist weit geringer. Ökono-
misch sinnvoller wäre es unter diesen Umständen, jeweils getrennte Mindestlöhne 
für Westdeutschland und für Ostdeutschland vorzusehen.57） Weitere negative Fol-
gen für den Arbeitsmarkt in den neuen Bundesländern sind zu befürchten.
Aber auch im Hinblick auf die alten Bundesländer stellt sich die Frage, ob ein 
allgemeiner Mindestlohn für alle Gebiete ökonomisch sinnvoll ist. In Deutschland 
werden Tarifverträge typischerweise nicht bundesweit abgeschlossen, sondern 
die bundesweit tätigen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände schließen je-
weils regionale Tarifverträge, die zwar im Kern identisch sind, aber sich je nach 
54）　Für eine regionale Differenzierung demgegenüber Bepler, Festschrift für Richardi, 
2007, S. 189, 198; Ch. Picker, RdA 2014, 25, 35; Sittard, NJW 2010, 1160, 1162; für eine 
branchenbezogene Differenzierung Wank, Gedächtnisschrift für Zachert, 2010, S. 453, 
466.
55）　S. auch BAG v. 12.11.2013 NZA-RR 2014, 315; Holtemüller/Pies, FAZ v. 14.3.2014 Nr. 
62 S. 18.
56）　Kölner Stadt-Anzeiger v. 3./4. 10. 2013 S. 3.
57）　A. A. Rieble in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 18, 33 f.; Thüsing （o. Fußn. 13）, S. 549, 552.
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der Wirtschaftskraft der Region innerhalb einer Spannweite bewegen. Das trägt 
der Tatsache Rechnung, dass die Wirtschaftskraft der Länder der Bundesrepu-
blik Deutschland durchaus unterschiedlich ist, wenn man beispielsweise Baden-
Württemberg und Bayern auf der einen Seite und Niedersachsen und Bremen 
auf der anderen Seite betrachtet. Ein allgemeiner, in ganz Deutschland geltender 
Mindestlohn nimmt auf diese Unterschiede keine Rücksicht und müsste sich da-
her sinnvoller Weise an den Gegebenheiten des Bundeslandes mit der niedrigsten 
Wirtschaftskraft orientieren; das geschieht aber nicht. 
　2. Persönlicher Geltungsbereich
Der persönliche Geltungsbereich58） bezieht sich auf Arbeitnehmer59） unter 18 Jah-
ren （s.§22 Abs. 2 MiLoG betr. Kinder （bis zu 15 Jahren） und Jugendliche （15─18 Jahre））. 
Nach den politischen Vorstellungen sollte der persönliche Geltungsbereich mög-
lichst uneingeschränkt sein.60） Teilweise wird argumentiert, Ausnahmevorschriften 
verstießen gegen Diskriminierungsverbote61） oder hätten – so bei Langzeitar-
beitslosen – stigmatisierende Wirkungen. Das ist unzutreffend, da Ausnahmen die 
Arbeitsmarktchancen erhöhen können.   Demgegenüber lässt§5 Abs. 1 AEntG 
und ließ früher§4 Abs. 4 Satz 2 MiArbG eine Unterscheidung nach der Art der 
Tätigkeit und nach der Qualifikation der Arbeitnehmer zu.62） Wenn man allerdings 
auch Berufsanfänger erfasst, wird sich das, was sich in Frankreich als einem ne-
58）　Gesetzestechnisch verfehlt unter „Schlussvorschriften“; ebenso verfehlt z. B.§§2, 6, 
24 AGG,§§1, 23 KSchG,§§1, 130 BetrVG.
59）　Zu Arbeitnehmerähnlichen Däubler, NJW 2014, 1924, 1925; Waltermann, NZA 2013, 
1041, 1046.
60）　Zu Ausnahmen Bispinck, Mitbestimmung 3/2014, S. 47, 48 f.; Däubler, NJW 2014, 
1924, 1925; WSI-Report v. 12.1.2014. Preis/Ulber （o. Fn. 39）, S. 11 meinen zu Unrecht, 
der Gesetzgeber sei zu Ausnahmen nicht verpflichtet.
61）　Däubler, NJW 2014, 1924, 1925.
62）　Auszubildende fallen, da keine Arbeitnehmer （§10 BBiG）, ohnehin nicht unter das 
Gesetz; Bauer, NZA 2014, 13; Däubler, NJW 2014, 1924, 1925; Klebe, NZA 2014, 13.
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gativen Vorbild gezeigt hat, auch in Deutschland auswirken. Mit Einführung des 
Mindestlohns auch für Berufsanfänger ist in Frankreich die Arbeitslosigkeit dieser 
jungen Menschen erheblich angestiegen, obwohl es für diese Fälle Abschläge vom 
allgemeinen Mindestlohn gibt.63） Das ist nahe liegend: Wenn sie aufgrund ihrer 
noch zu geringen Erfahrung für den Arbeitgeber zu teuer sind, verzichtet er auf 
die Einstellung von Berufsanfängern zum Mindestlohn.64）
Auf der anderen Seite kann ein hoher Mindestlohn Jugendliche dazu verleiten, 
statt eine – geringer vergütete – Ausbildung zu beginnen, eine Arbeitsstelle anzu-
nehmen.65） Eine weitere Frage ist die, ob auch diejenigen erfasst werden sollen, die 
bereits anderweitig abgesichert sind. Man könnte also daran denken, Rentner,66） 
Schüler und Studenten von der Regelung auszunehmen. Dagegen ergibt sich das 
Bedenken, dass diese Personen aufgrund eines zu niedrigen anderweitigen Ein-
kommens auf den Lohn zur Existenzsicherung angewiesen sein können. Anderer-
seits kann es aber auch sein, dass z.B. ein Schüler, der nur aushilfsweise tätig ist, 
nicht die Qualifikation für einen Lohn i.H.v. 8, 50 € mitbringt.
Fraglich ist auch, ob Praktikanten einbezogen werden sollen.67） Hier unterscheidet 
§ 22 MiLoG mehrere Fälle, insbes. ob ein Praktikum im Rahmen einer Ausbildung 
vorgesehen ist （dann keine Einbeziehung） oder ob es sich um ein allgemeines Prak-
tikum handelt. Aber auch dann muss man sehen, dass schon nach dem Berufsbil-
dungsgesetz der Ausbildungszweck im Vordergrund steht, so dass ein Praktikant 
63）　Zu den Abschlägen Seifert in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 75, 88 ff.; s. auch S. 98.
64）　S. auch Franz, Handelsblatt v. 16.6.2014.
65）　Verfassungswidrig nach Preis/Ulber （o. Fn. 39）, S. 14. Zu Unrecht fehlte – auch 
nach Meinung der IG BCE – im Regierungsentwurf eine Ausnahme für die Teilneh-
mer privat finanzierter Berufsvorbereitungsprogramme, FAZ Nr. 126 v. 2.6.2014, S. 15; 
Hannoversche Allgemeine v. 14.6.2014; s. aber jetzt§22 Abs. 1 S. 2 MiLoG.
66）　Dazu Fischer-Lescano, Verfassungs-, völker- und europarechtlicher Rahmen für die 
Gestaltung von Mindestlohnausnahmen, 2014, S. 18 f.
67）　Hierzu Däubler, NJW 2014,1924, 1926; Fischer-Lescano （o. Fn. 66）, S. 165 ff.
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nicht unbedingt die gleiche Leistung erbringt wie ein erfahrener Arbeitnehmer. 
Zwar muss berücksichtigt werden, dass Praktikanten vielfach als reguläre Ar-
beitskräfte eingesetzt werden und dass ihnen dafür keine68） oder eine zu geringe 
Bezahlung angeboten wird.69） Andererseits wird der allgemeine Mindestlohn für 
Praktikanten diese sinnvolle Rechtsform – außerhalb der vorgesehenen Ausnah-
men – bei anderen als Großunternehmen70） ganz beseitigen. Richtiger wäre ein 
spezieller Mindestlohn für Praktikanten, etwa in Höhe des BAFöG-Satzes. 
Sinnvoll ist eine Ausnahme für Langzeitarbeitslose. In Konkurrenz mit anderen Be-
werbern werden sie oft benachteiligt. Dem könnten Anreize für Arbeitgeber ent-
gegenwirken, sei es durch Lohnsubvention oder durch vorübergehende Ausnahme 
vom Mindestlohngesetz （so§21 Abs. 4 MiLoG）.
Dass eine Differenzierung sinnvoll ist, zeigt folgendes Beispiel: In Deutschland wer-
den jährlich zur Spargelzeit Erntehelfer gebraucht.71） Da deutsche Arbeitnehmer 
zu dieser Arbeit entweder nicht bereit oder dafür nicht geeignet sind, wird sie von 
Ausländern, wie Polen oder Rumänen, übernommen. Ihr Lohn für ein paar Wochen 
Arbeit in Deutschland – zurzeit erheblich unter dem allgemeinen Mindestlohn – 
entspricht dem Arbeitslohn, den sie in ihrem Heimatland in den übrigen Monaten 
des Jahres verdienen. Der Mindestlohn könnte dazu beitragen, dass ihnen diese 
Arbeitsmöglichkeit genommen wird, da Kunden angesichts der dadurch höheren 
Preise für deutschen Spargel auf ausländischen Spargel ausweichen werden. Für 
Zeitungszusteller wurde in der Schlussphase der Beratungen eine stufenweise 
Anhebung vorgesehen,§24 Abs. 2 MiLoG. Das Dauerproblem wird dadurch nicht 
gelöst; jedoch darf die Rechtsordnung kein sozial bedenkliches Geschäftsmodell 
68）　Arbeitsgericht Gelsenkirchen 25.3.2014 – 2 Ca 1482/13.
69）　Zum Ganzen Maties, RdA 2007, 135.
70）　Diese zahlen bereits teilweise den Mindestlohn, Spiegel online v. 12.6.2014.
71）　Zu Sonderkulturbetrieben FAZ 9.4.2014 Nr. 84 S. 22; FAZ Nr. 139 v. 18.6.2014 S. 20; s. 
jetzt BT-Drucks. 18/2010, S. 18, 28: Anrechnung von Kost und Logis.
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dulden.
Ⅶ．Tarifkonkurrenz und Tarifdispositivität
Mit jedem Mindestlohngesetz stellt sich auch die Frage der Tarifkonkurrenz. So 
muss beispielsweise ein tarifgebundener Arbeitgeber kraft des für ihn geltenden 
Tarifvertrages 7,50 Euro zahlen, kraft Tariflohnerstreckung nach dem Arbeitneh-
mer-Entsendegesetz 8 Euro und nach dem Mindestlohngesetz 8,50 Euro. Zur Auf-
lösung einer Tarifkonkurrenz wird in Deutschland – ohne gesetzliche Vorgaben – 
das Spezialitätsprinzip herangezogen; danach verdrängt der spezielle Firmentarif-
vertrag den allgemeinverbindlichen Branchentarifvertrag, und zwar auch dann, 
wenn er für Arbeitnehmer ungünstiger ist.72）
Die neuen Gesetze zum Mindestlohn regeln das Konkurrenzverhältnis selbst und 
abweichend vom Spezialitätsprinzip. Danach kommt es im Verhältnis mehrerer 
Gewerkschaften zu einander nicht auf die Spezialität, sondern darauf an, welche 
Gewerkschaft repräsentativ ist, vgl.§7 Abs. 2 Nr. 2 AEntG. Zudem wird vorge-
schrieben, dass der Mindestlohn nicht durch einen Tariflohn unterschritten wer-
den darf; so auch§1 Abs. 3 MiLoG.73）
Nach§3 MiLoG ist der allgemeine Mindestlohn auch nicht tarifdispositiv.74） Der 
Voraussetzung, dass ein gesetzlicher Mindestlohn nur bei Marktversagen und 
Tarifversagen gelten darf, entspricht dies nicht. Jedenfalls wenn es sich um eine 
mächtige und repräsentative Gewerkschaft handelt, sollte die Regelung tarifdispo-
sitiv sein.75） Dasselbe gilt für Krisensituationen.76）
72）　Wank in Wiedemann, TVG, 7. Aufl. 2007,§4 Rn. 278 ff.
73）　Die Bedenken von Düwell, DB 2014, 121 ff. sind damit hinfällig.
74）　Dazu auch Caspers, in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 147, 149; ablehnend die BDA, BT-
Drucks. 18/2010, S. 12.
75）　Ch. Picker, RdA 2014, 25, 31, 34.
76）　S. zu dem Beispiel Luxemburg Seifert in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 76, 96.
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Ⅷ．Mindestlohn in Deutschland außerhalb des Mindestlohngesetzes
Neben dem im Vorigen bereits vorgestellten Mindestlohngesetz77） besteht in 
Deutschland ein „Geflecht „relativer Mindestlöhne““.78） Darüber hinaus79） ist nach 
den „Tariftreuegesetzen“ der Länder die Zahlung des Tariflohns Voraussetzung 
für öffentliche Aufträge.80）
　1. §5 TVG
Die älteste Regelung ist die Allgemeinverbindlicherklärung nach dem Tarifver-
tragsgesetz,§5 TVG. Das Gesetz hatte bis zur Neuregelung 2014 zwei Wege 
eröffnet, den nach§5 Abs. 1 S. 1 TVG und den nach§5 Abs. 1 S. 2 TVG. Der 
erste Weg setzt voraus, dass ein Antrag zumindest einer Partei （jetzt: gemeinsamer 
Antrag） eines bestehenden Tarifvertrages gestellt wird. Zusätzlich bedarf es des 
Einvernehmens des Tarifausschusses, dessen Mitglieder Vertreter der Spitzenor-
ganisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber sind. Anschließend wird der 
Tarifvertrag – ohne staatliche Abänderung – auf die Tarifungebundenen einer 
Branche übertragen. Jedoch mussten früher die tarifgebundenen Arbeitgeber nicht 
weniger als 50 % der Arbeitnehmer beschäftigen, die unter den Geltungsbereich 
des Tarifvertrages fallen. Es ging  also nur um die Anzahl der Arbeitgeber, nicht 
unabhängig davon um die Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer. Dieser Schwel-
lenwert war einerseits in der Praxis schwer festzustellen, andererseits lag er an-
77）　Zum Entwurf Riechert/Stomps, NJW 2013, 1050.
78）　Waltermann, NJW 2010, 801; Übersicht bei Sittard, RdA 2013, 301, 309; Wank （o. 
Fußn. 9）, S. 898, 905 ff.; Wank/Maties, Allgemeinverbindlicherklärung wegen sozialen 
Notstands im Hotel- und Gaststättengewerbe, Gutachten für das Ministerium für 
Arbeit, Integration und Soziales NRW, 2011, S. 75.
79）　Zu§17 BBiG s. BAG, NZA 2013, 1202.
80）　Zum Verstoß gegen EU-Recht Simon, RdA 2014, 165.
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gesichts einer geringen Tarifbindung zu hoch.81） Die Regelung wurde durch Art. 
5 des Tarifautonomiestärkungsgesetzes dahingehend geändert, dass ein （einfaches） 
„öffentliches Interesse“ ausreicht. Der Koalitionsvertrag hatte noch ein „besonderes 
öffentliches Interesse“ verlangt. Das öffentliche Interesse ist an eine „überragende 
Bedeutung“ des Tarifvertrages oder an eine „wirtschaftliche Fehlentwicklung“ 
gebunden. 
Nach§5 Abs. 1 S. 2 TVG konnte ein Tarifvertrag für allgemeinverbindlich erklärt 
werden „zur Behebung eines sozialen Notstandes“. Zwar bedurfte es dafür keines 
Quorums; aber die Voraussetzung eines sozialen Notstandes war sehr hoch ange-
setzt. Diese Variante ist nie zur Anwendung gekommen.82） Die Vorschrift wurde 
durch das Tarifautonomiestärkungsgesetz aufgehoben. 
　2. Mindestarbeitsbedingungsgesetz
Eine weitere Regelung fand sich im Gesetz über Mindestarbeitsbedingungen 
（MiArbG）.83） In seiner ursprünglichen Verfassung wurde dieses Gesetz nie an-
gewandt; vor kurzem wurde es novelliert,84） die Anforderungen wurden herab-
gesenkt. Mit der Einführung einer allgemeinen Mindestlohnregelung wurde das 
Gesetz aufgehoben. 
　3. Arbeitnehmer-Entsendegesetz
Eine Mindestlohnregelung findet sich auch im Arbeitnehmerentsendegesetz 
81）　Zur Absenkung Zachert, NZA 2003, 132 ff.; a. A. Ch. Picker, RdA 2014, 25, 33.
82）　Hierzu Riechert/Stomps, RdA 2012, 81; Wank/Maties, Allgemeinverbindlicherklärung 
（o. Fn. 78）. 
83）　S. zur vorletzten Novelle Bayreuther, NJW 2009, 2006; Jacobs （o. Fn. 12）, S. 289; 
Joussen, ZESAR 2009, 355; Löwisch, RdA 2009, 215; Sodan/Zimmer, ZfA 2008, 539; 
Thüsing, ZfA 2008, 590; Waltermann （o. Fußn. 1）, S. 79 ff. ; Willemsen/Sagan, NZA 
2008, 539.
84）　BGBl. I 2009, S. 818 ff.
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（AEntG）. Der ursprüngliche Ansatz leuchtet ein: Arbeitgeber aus dem Ausland, 
die ihre in Deutschland beschäftigten Arbeitnehmer zu den niedrigen Löhnen 
bezahlen, wie sie in ihrem Land üblich sind, sollten nicht mit diesen Dumpinglöh-
nen deutsche Unternehmer vom Markt verdrängen können. Dieses Gesetz wurde 
aber – neben seiner beibehaltenen Funktion des Schutzwalls gegenüber auslän-
dischen Arbeitgebern – vollständig umfunktioniert zu einem rein innerdeutschen 
Gesetz.85） Der niedrigste Lohn einer Branche aufgrund des einschlägigen Tarif-
vertrages wird für alle Arbeitgeber in Deutschland, ausländische wie inländische, 
zum verpflichtenden Mindestlohn.86） Für diese Tariflohnerstreckung war zunächst 
ein übereinstimmender Antrag beider Organisationen von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern, BDA und DGB, erforderlich,§7 Abs. 4 AEntG. In manchen Fällen 
hatten zwar die konkret für die Branche zuständigen Organisationen der Erstre-
ckung zugestimmt, nicht aber die BDA.
Deshalb wurde ein zweiter Weg eingeführt, wonach der Antrag einer der beiden 
Spitzenorganisationen ausreicht, damit durch Rechtsverordnung nach§7 AEntG 
ein Mindestlohn  nach§7 für die Branche eingeführt werden konnte. Es muss sich 
um einen bundesweit geltenden Tarifvertrag handeln. Anders als nach§5 Abs. 1 S. 
1 Nr. 1AEntG ist dafür kein Quorum erforderlich. Inzwischen decken die Mindest-
löhne nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz einen Großteil der Arbeitsverhält-
nisse in Deutschland.
Das Arbeitnehmerentsendegesetz sieht im Einzelnen vier verschiedene Wege vor.
Nach§2 Nr. 1 AEntG gilt eine gesetzliche Mindestlohnregelung für alle Arbeits-
verhältnisse und damit auch für in Deutschland tätige Ausländer; die Vorschrift ist 
somit eine Eingriffsnorm nach Art. 9 Abs. 1 Rom-I-Verordnung.
85）　Das ist anders nach§5 TVG, BAG, NZA 2003, 1424.
86）　Zur Frage, was nach dem MiLoG zum Mindestlohn gehört, s. Däubler, NJW 2014, 
1924, 1926; Spielberger/Schilling, NZA 2014, 414, 415 f.; zur europarechtlichen Definiti-
on Bayreuther, EuZA 2014, 189; Ulber, RdA 2014, 176.
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Die größte Bedeutung hat ein Mindestlohn aufgrund einer Rechtsverordnung nach
§7 AEntG.
Für die Pflegebranche87） wurde  2009 eine besondere Regelung in den§§10 ─ 13 
eingeführt. Da in diesem Bereich sehr viele Arbeitnehmer bei den beiden großen 
Kirchen beschäftigt sind, die keine Tarifverträge abschließen, kam eine Tarif-
lohnerstreckung nicht in Betracht. Nach dem Gesetz muss eine paritätische Min-
destlohnkommission mit drei Vierteln ihrer Mitglieder einen Vorschlag für Min-
destarbeitsbedingungen beschließen. Die Kommission darf nur über Mindestlöhne 
und über Erholungsurlaub, Urlaubsentgelt und zusätzliches Urlaubsgeld Beschluss 
fassen,§12 Abs. 4 AEntG.
Schließlich wird nach§3 S. 1 1. Alternative AEntG die Wirkung von bereits nach
§5 TVG für allgemein verbindlich erklärten Tarifverträgen um die Wirkungen 
des Arbeitnehmer Entsendegesetzes verstärkt （international-privatrechtliche Eingriffs-
normen, Geltung des§8 Abs. 2 AEntG）.
Während sich das AEntG bisher nur auf Mindestlöhne bezog, kann es nach dem 
Tarifautonomiestärkungsgesetz （§5 Satz 2 AEntG） auch auf Fälligkeitsregelungen 
erstreckt werden.
Problematisch ist die Geltungserstreckung im Falle konkurrierender Tarifverträ-
ge.88）
Eine andere Regelung wurde kürzlich bei der Änderung des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes eingeführt,§3a AÜG.89） Es handelt sich um eine Sondervorschrift 
gegenüber dem Arbeitnehmerentsendegesetz, speziell für die Arbeitnehmerüber-
lassung. Auch hier geht es um einen Schutz vor Niedriglöhnen durch ausländische 
87）　Zur Pflegebranche Knopp, NZA 2014, 590.
88）　Preis/Greiner, ZfA 2009, 825.
89）　Dazu Benecke in Rieble u.a. （o. Fn. 22）, S. 49 ff. sowie die Kommentierungen bei 
Boemke/Lembke, 3. Aufl. 2013; ErfK-Wank, 14. Aufl. 2014; Thüsing, 3. Aufl. 2012 und 
Ulber, 4. Aufl. 2011, jeweils zu § 3 a AÜG.
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Anbieter. Voraussetzung ist ein gemeinsamer Vorschlag von Gewerkschaften und 
Arbeitgebervereinigungen, die ihrerseits für die Arbeitnehmerüberlassung tarif-
zuständig sind und bundesweite tarifliche Mindeststundenlöhne vereinbart haben. 
Inhaltlich ist Voraussetzung ein öffentliches Interesse, vgl.§3a Abs. 3 S. 1 AÜG.
Nach Art. 6 des Tarifautonomiestärkungsgesetzes wird das AEntG für alle Berufe 
geöffnet （§4 Abs. 2 AEntG）.
Gerade für Deutschland ist eine zentrale Frage, ob der Mindestlohn in einem Ge-
setz geregelt werden soll oder, wie bisher, über unterschiedliche Gesetze verstreut 
wird. Der neu eingeführte allgemeine Mindestlohn stellt nur eine unterste Schwel-
le dar, die vorhandenen Einzelgesetze sollen weiterhin bestehen.90） Damit gibt es 
in Deutschland für eine Vielzahl von Berufen drei unterste Lohnstufen: Den neu 
eingeführten gesetzlichen Mindestlohn, den Mindestlohn nach einem der oben ge-
nannten Spezialgesetze sowie den untersten tatsächlich geltenden Lohn nach dem 
einschlägigen Tarifvertrag.
　4. §138 BGB
Unklar ist bei alledem das Verhältnis zu§138 BGB,91） also die Frage, ob unab-
hängig vom gesetzlichen Mindestlohn eine Kontrolle der Lohnhöhe nach dieser 
Vorschrift durch die Gerichte stattfindet. Man könnte meinen, dass sich mit einem 
Mindestlohn von 8,50 € die Frage erübrigt. Das ist jedoch nicht der Fall.92） Die 
Gerichte haben bislang einen sittenwidrigen Lohn dann angenommen, wenn dieser 
weniger als zwei Drittel des einschlägigen Tariflohns beträgt.93） Wenn in Zukunft 
der Tariflohn um ein Drittel über 8,50 € liegt, ist der Schutz nach§138 BGB und 
90）　Zörn/Maron, BB 2014, 629, 630.
91）　Dazu Nassibi, Schutz vor Lohndumping in Deutschland, 2012, S. 51 ff.; Waltermann （o. 
Fußn. 1）, S. 75 ff.; Wank （o. Fußn. 9）, S. 898, 909 ff.
92）　Ch. Picker, RdA 2014, 25, 32.
93）　BAG AP BGB§138 Nr. 64 （Bayreuther）; zum Ganzen Bayreuther, NJW 2007, 2022 
ff.; Ch. Picker, RdA 2014, 25, 31 f.
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nach dem Mindestlohngesetz identisch, so dass auf§138 BGB nicht zurückgegrif-
fen zu werden braucht. Wie steht es aber bei einem Lohn i.H.v.15 Euro? Nach der 
Rechtsprechung ist dann ein Lohn i. H. v. 9, 90 Euro, also ein Lohn oberhalb des 
Mindestlohngesetzes, sittenwidrig. Andererseits wird vertreten, dass nach Einfüh-
rung des allgemeinen Mindestlohns ein  höherer Lohn als 8,50 € nicht sittenwidrig 
sein könne.94）
Ⅸ．Mindestlohn in Japan
Die Rechtslage in Japan ist vergleichsweise übersichtlicher.95） Auch hier kann 
man zwischen einem allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn und bestimmten Tarif-
lohnerstreckungen unterscheiden.96）
　1. Der gesetzliche Mindestlohn
Ein Mindestlohn ist in Japan bereits in der Verfassung vorgesehen. So heißt es in 
Art. 27 Abs. 2 der japanischen Verfassung: „Die Mindeststandards von Lohn, Ar-
beitszeit, Ruhezeit und andere Arbeitsbedingungen werden durch Gesetze festge-
legt.“
Seit 1959 ist ein Mindestlohngesetz （MiLoG） in Kraft.97） Die gegenwärtige gesetz-
liche Regelung beruht auf der Novelle des Mindestlohngesetzes im Jahre 2007.98） 
94）　Diringer, NZA-Editorial 2/2014; dagegen Bauer, NZA 2014, 13; Däubler, NJW 
2014,1924, 1927; Klebe, NZA 2014, 13. 
95）　Araki, Labor and Employment Law in Japan, 2002, p. 76; Hanami/Komiya, Labour 
Law in Japan, 2011, note 185.
96）　Zum Folgenden Yoko Hashimoto in Tezuka/Henssler, Aktuelle arbeitsrechtliche He-
rausforderungen in Japan und Deutschland, 2014; zu den unterschiedlichen Tarifsyste-
men Wank in Düwell/Löwisch/Waltermann/Wank, Das Verhältnis von Arbeitsrecht 
und Zivilrecht in Japan und Deutschland, 2013, S. 83 ff.
97）　Gesetz Nr. 137 v. 15.4.1959.
98）　Gesetz Nr. 129 v. 5.12.2007.
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Danach gibt es zwei Arten von Mindestlohn, den örtlichen （„chiiki saichin“） und den 
speziellen （„tokutei saichin“）. In jedem Fall wird die Festsetzung des Mindestlohns 
von Kommissionen vorbereitet. Es gibt eine Kommission auf Staatsebene, die Zen-
tralkommission für Mindestlohn （„Chuo saichin shingikai“） sowie auf der Ebene der 
Präfekturen die Distriktkommissionen für Mindestlohn （„chiho saichin shingikai“）. 
Mitglieder der Zentralkommission für Mindestlohn sind je sechs Vertreter der 
Arbeitnehmer, der Arbeitgeber und neutrale Dritte. Auf Arbeitnehmerseite sind 
der Dachverband Rengo und die großen Industriegewerkschaften beteiligt, auf 
Arbeitgeberseite sowohl Vertreter von Verbänden von Großunternehmen als auch 
Präsidenten durchschnittlicher Unternehmen. Die neutralen Mitglieder sind sechs 
Professoren aus Wirtschaft und Recht.
Der Maßstab für die Erhöhung des Mindestlohns （meyasu） wird von einem zwölf-
köpfigen Unterausschuss der Zentralkommission bestimmt. Da die Vertreter der 
Arbeitnehmerseite und die der Arbeitgeberseite zu unterschiedlichen Einschätzun-
gen kommen, richtet sich der vorgeschlagene Mindestlohn im Ergebnis nach dem 
Votum der neutralen Mitglieder. Nach Art. 9 Abs. 2 MiLoG sollen bei der Festset-
zung des Mindestlohns die Lebenshaltungskosten, die Löhne und die Belastbarkeit 
der Unternehmen berücksichtigt werden. Was die Höhe betrifft, ist bemerkens-
wert, dass in manchen Präfekturen die Sozialhilfeleistungen höher waren.99）
Ein spezieller Mindestlohn kann auf Antrag für eine bestimmte Branche oder für 
eine bestimmte Tätigkeit erlassen werden, Art. 15 MiLoG. Dieser spezielle Min-
destlohn muss höher sein als der örtliche Mindestlohn, Art. 16 MiLoG.
Ein Nachteil der regionalen Differenzierung ist, dass die Hälfte der Arbeitnehmer 
den für sie geltenden Mindestlohn nicht kennt, was die Geltendmachung von Rech-
ten beeinträchtigt.100）
Ausnahmen beim persönlichen Geltungsbereich sind möglich für behinderte Ar-
99）　Hashimoto （o. Fn. 96） unter 2.2., 3.3.
100）　Hashimoto （o. Fn. 96） unter 3.2, 3.3.
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beitnehmer, für Arbeitnehmer in Ausbildung und für einfache Arbeit, Art. 7 Mi-
LoG.
　2. Die Tarifnormerstreckung
Neben diesem allgemeinen Mindestlohn gibt es auch in Japan ein Instrument, das 
mit der Allgemeinverbindlicherklärung nach§5 TVG vergleichbar ist. So können 
nach Art. 17 Gewerkschaftsgesetz Tarifnormen innerhalb eines Unternehmens von 
Organisierten auf Außenseiter erstreckt werden; eine regionale Erstreckung von 
Tarifverträgen ist nach Art. 18 Gewerkschaftsgesetz möglich.
Ⅹ．Vergleich
Jedenfalls in Deutschland ist die Mindestlohndebatte teilweise ideologisch über-
höht; das versperrt manchmal den Blick auf wirtschaftliche Gegebenheiten und 
auf Abwägungen. Die langjährige Geltung des Mindestlohns in Japan erlaubt eine 
ruhigere Sicht.
In beiden Ländern beruht der gesetzliche Mindestlohn auf dem Vorschlag einer 
Kommission. In ihr sind Vertreter der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer sowie Vertreter der Wissenschaft. Diese haben in Deutschland 
kein Stimmrecht, während sie in Japan meist den Ausschlag geben. 
Daneben gibt es die Tariflohnerstreckung, die an einen geltenden Tarifvertrag an-
knüpft und typischerweise nur für ein Unternehmen （Japan） oder für eine Branche 
（Deutschland） gilt.
Die deutsche Regelung besteht aus einem allgemeinen  gesetzlichen Mindestlohn 
und einer Vielzahl branchenbezogener Mindestlöhne, wobei eine Reihe von unter-
schiedlichen Rechtsgrundlagen maßgeblich sind.
Während der gesetzliche Mindestlohn in Deutschland in regionaler Hinsicht al-
les über einen Kamm schert, divergiert der japanische gesetzliche Mindestlohn 
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sachgerecht je nach Präfektur. Der regional nicht untergliederte allgemeine Min-
destlohn ist sowohl im Verhältnis der alten zu den neuen Bundesländern als auch 
innerhalb der alten Bundesländer kontraproduktiv. 
Die branchenbezogenen Mindestlöhne in Deutschland auf der Grundlage des 
AEntG und des AÜG spiegeln die gegliederte Tariflandschaft. Das Verhältnis des 
allgemeinen  Mindestlohns zu branchenbezogenen Mindestlöhnen ist in beiden 
Ländern dahingehend geregelt, dass deren Löhne über dem allgemeinen Mindest-
lohn liegen müssen.
In Japan gibt es wie im deutschen Recht Ausnahmen zum persönlichen Geltungs-
bereich. 
Entgegen verbreiter Darstellung hat der Mindestlohn bei der Armutsbekämpfung 
nur geringe Auswirkungen: In Japan ist der Mindestlohn niedrig; in Deutschland 
sind viele Arbeitnehmer mit geringem Einkommen Teilzeitbeschäftigte, bei denen 
auch ein Mindestlohn nicht zu einem existenzsichernden Einkommen führt.
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